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4. Kundmachung: Geltungsbereich des Protokolls gegen die unerlaubte Herstellung von 
Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und Komponenten und Munition und 
gegen den unerlaubten Handel damit, in Ergänzung des Übereinkommens 
der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte 
Kriminalität 

4. Kundmachung des Bundesministers für Kunst und Kultur, Verfassung und Medien 
betreffend den Geltungsbereich des Protokolls gegen die unerlaubte Herstellung von 
Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und Komponenten und Munition und gegen den 
unerlaubten Handel damit, in Ergänzung des Übereinkommens der Vereinten Nationen 
gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität 

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten ihre 
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden und folgende überstaatliche Organisation ihre Annahmeurkunde 
zum Protokoll gegen die unerlaubte Herstellung von Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und 
Komponenten und Munition und gegen den unerlaubten Handel damit, in Ergänzung des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität 
(BGBl. III Nr. 296/2013, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 40/2014) hinterlegt: 
 

Staaten bzw. Organisation: 
Datum der Hinterlegung der 

Ratifikations-, Annahme- bzw. 
Beitrittsurkunde: 

Angola 19. September 2014 
Barbados 11. November 2014 

Europäische Union 21. März 2014 
Sierra Leone 12. August 2014 

 
Anlässlich der Hinterlegung der Annahmeurkunde hat die Europäische Union nachstehende 

Erklärung abgegeben: 
„Artikel 17 Abs. 3 des Protokolls gegen die unerlaubte Herstellung von Schusswaffen, 

dazugehörigen Teilen und Komponenten und Munition und gegen den unerlaubten Handel damit sieht 
vor, dass die Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde einer Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration eine Erklärung zur Angabe der durch das Protokoll erfassten Angelegenheiten 
enthält, bezüglich deren die Mitgliedstaaten der Organisation, die Vertragsparteien des Protokolls sind, 
der Organisation Befugnisse übertragen haben. 
Die Europäische Union hat die ausschließliche Zuständigkeit für die Handelspolitik. Sie hat überdies die 
geteilte Zuständigkeit für Vorschriften zur Verwirklichung des Binnenmarkts und die ausschließliche 
Zuständigkeit im Hinblick auf Bestimmungen des Protokolls, die die gemeinsamen Regeln der 
Europäischen Union beeinträchtigen oder ihre Tragweite verändern könnten. Die Union hat 
Rechtsvorschriften insbesondere zur Bekämpfung der unerlaubten Herstellung von und des unerlaubten 
Handels mit Schusswaffen angenommen, durch die Normen und Verfahren auf dem Gebiet der 
Handelspolitik der Mitgliedstaaten, insbesondere in Bezug auf die Erfassung, Kennzeichnung und 
Unbrauchbarmachung von Schusswaffen, sowie die Anforderungen an Genehmigungssysteme für die 
Ausfuhr, Einfuhr und Durchfuhr, die der verstärkten Kontrolle von Ausfuhrstellen und 
Vermittlungstätigkeiten dienen, geregelt werden. 
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Das Protokoll gegen die unerlaubte Herstellung von Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und 
Komponenten und Munition und gegen den unerlaubten Handel damit gilt im Hinblick auf die der 
Europäischen Union übertragenen Zuständigkeiten für die Gebiete, in denen der Vertrag über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union Anwendung findet, nach Maßgabe dieses Vertrages. 
Der Umfang und die Ausübung dieser Unionsbefugnisse werden naturgemäß ständig weiterentwickelt; 
deshalb wird die Union diese Erklärung erforderlichenfalls gemäß Artikel 17 Abs. 3 des Protokolls 
ergänzen oder ändern.“ 

Ostermayer 
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